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SPD-Delegation in Siegelsbach:

„Kooperation mit Bund ist Chance nach Depot-Schließung“

Der Stilllegungsprozeß läuft seit einigen Jahren, bald gehen die Lichter im Geräte​hauptdepot Siegelsbach endgültig aus. Im Juni 2002 verschwindet der Standort von der Landkarte der Bundeswehr. Rund 200 Hektar Gelände stehen ab dann zur Ver​fügung. Daß dies nicht „zur freien Verfü​gung“ heißt, machte SPD-Bundestagsab​geordneter Rainer Arnold klar. Denn zu​nächst gehen die 200 Hektar in den Besitz der bundeseigenen Gesellschaft für Ent​wicklung, Beschaffung und Betrieb (GEBB) über. Zusammen mit seinem Heilbronner Bundestagskollegen Harald Friese wollte Arnold nun vor Ort aufzei​gen, welche Wege es gibt, in Zusammen​arbeit mit der GEBB „maßgeschneiderte Lösungen“ für die Standortkommunen zu finden.

Die beiden Abgeordneten besichtigten das Militärgelände, sprachen mit dem Depot​kommandanten, mit Offizieren und Unter​offizieren, Soldatenvertretern und Perso​nalrat und trafen auch den Siegelsbacher Bürgermeister Uli Kremsler. Dessen Wunsch, den jetzigen Militärstandort zu einem gewerblichen Standort weiterzu​entwickeln, ist auch der Wunsch der an​deren Mitglieder der Verwaltungsgemein​schaft, der Stadt Bad Rappenau und der Gemeinde Kirchardt. In Richtung „For​schung und Entwicklung“ soll die Reise ab Sommer 2002 gehen, wünscht sich Uli Kremsler. Nicht zuletzt wegen der vielen negativen Erfahrungen - Kremsler gab das Stichwort „Altreifenlager“ - die andere Kommunen bei „Konversionslösungen“, also der Umwandlung von militärischem in gewerbliches Gelände gemacht hätten. Auch für einen Container-Abstellplatz sei das Gelände zu schade.
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Den Umstrukturierungsprozeß will SPD-MdB Friese deshalb „von vornherein posi​tiv begleitet sehen“. In der Region Heil​bronn-Franken bestehe, so das Fazit des SPD-Fraktionsvorsitzenden im Regional​verband, gerade in Sachen „F&E“-Ar​beitsplätze spürbarer Nachholbedarf. Die Pläne der Standortkommunen Siegels​bach und Bad Rappenau bewertet er „als gute Chance, diesen bisher unterreprä​sentierten Arbeitssektor deutlich aufzu​werten“.

Daß dabei aber niemand damit rechnen sollte, ein Schnäppchen zum machen, gab Rainer Arnold deutlich zu verstehen. Dennoch sieht das Mitglied im Verteidi​gungsausschuß des Bundestages keinen Interessenkonflikt zwischen den Zielen der GEBB und den Anliegen der Kommunen, sondern ein „gegenseitiges Aufeinander​angewiesensein“. Auch wenn der Wert der Immobilie wegen der offenen Altla​stenfrage nicht geklärt sei, stehe fest, „daß keine Seite ohne die andere kann“. Die Vorgabe für die GEBB laute zwar, selbst unternehmerisch tätig zu sein. Dies sei jedoch nur möglich, wenn die Projekte zusammen mit den Städten und Gemein​den abgestimmt, und entwickelt werden. Schließlich, so Arnold, „liegen interkom​munale Gewerbegebiete voll im Trend“. Beide Abgeordnete sagten zu, in Berlin entsprechende Kontakte zu knüpfen.

Unterstützung zugesagt wurde auch den gut 30 noch in Siegelsbach beschäftigten Zivilangestellten. „Betriebsbedingte Kün​digungen wird es nicht geben“, konnte Friese dem Personalratsvorsitzenden Egon Wagenbach zusichern. Sollte es in Einzelfällen zu Problemen kommen, sei es für ihn selbstverständlich, konkret zu hel​fen.

